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Landkreis Jerichower Land

Der Landrat

Herrn Jens Hünerbein

Fraktionsvorsitzender

Wir für das Jerichower Land

25. September 2026

 

Ihre Fragen zur Gründung des Zweckverbandes „Chemiepark Genthin“

Sehr geehrter Herr Hünerbein,

vielen Dank für Ihre mit E-Mail vom 17. September 2026 übersandten Fragen zur geplanten Gründung 

des Zweckverbandes „Chemiepark Genthin“. Die von Ihnen angesprochenen Punkte betreffen 

insbesondere die rechtliche Ausgestaltung, die Finanzierung, die Organisation und die Risikoverteilung 

des künftigen Zweckverbandes. Auf Grundlage des derzeitigen Planungs- und Abstimmungsstandes 

beantworte ich Ihre Fragen wie folgt:

1. Haftungsbegrenzung für Landkreis und Gemeinden; rechtliche Würdigung

Der Zweckverband ist nach § 7 GKG-LSA eine eigenständige Körperschaft des öffentlichen Rechts. 

Eine betragsmäßig festgelegte Haftungsobergrenze für den Landkreis oder die beteiligten Gemeinden 

enthält der vorliegende Satzungsentwurf nicht.

Das finanzielle Risiko der Verbandsmitglieder wird insbesondere durch die Regelungen zur Deckung 

des Finanzbedarfs bestimmt. Nach § 13 GKG-LSA ist eine allgemeine Umlage zu erheben, wenn die 

Erträge einschließlich besonderer Umlagen die Aufwendungen nicht decken; eine Umlage kann auch 

zur Deckung des Liquiditätsbedarfs oder eines Vorjahresfehlbetrags erhoben werden. § 12 des 

Satzungsentwurfs greift dies auf und sieht eine Verbandsumlage vor, soweit sonstige Einnahmen und 

spezielle Entgelte den Liquiditätsbedarf nicht decken.

Die Erarbeitung des Satzungsentwurfs erfolgte nach der Beschlussvorlage unter juristischer Begleitung.

Darüber hinaus hat das Landesverwaltungsamt Sachsen-Anhalt nach der Beschlussvorlage die 

Genehmigungsfähigkeit des Satzungsentwurfs und damit grundsätzlich der vorgesehenen 

Verbandsgründung bejaht.

2. Finanzielle Risiken; dauerhafte Kostentragung durch die Unternehmen

Das der Gründung zugrunde liegende Finanzierungskonzept sieht vor, dass die Kosten des 

Standortbetriebs im Wesentlichen durch alle Unternehmen im Chemiepark zu tragen sind. Die 

Beschlussvorlage geht davon aus, dass dies über Umlagen der im Zweckverband beteiligten 

Unternehmen sowie über Entgelte für die Standortbetreuung beziehungsweise die Nutzung der 

Infrastruktur erfolgt. Zusätzlich sollen die Chemieunternehmen zum Start Mittel zur Sicherung der 

Liquidität und zur Bildung von Rücklagen einbringen.

Gleichzeitig ist festzuhalten, dass die gemeinsame Interessenbekundung noch keine verbindliche 

dauerhafte Kostenübernahme begründet. Sie stellt ausdrücklich klar, dass konkrete finanzielle 

Verpflichtungen, Umlagen, Gebühren und Entgelte gesonderter Vereinbarungen und Beschlüsse 

bedürfen.

Auch der Satzungsentwurf schließt eine Umlagebelastung der kommunalen Verbandsmitglieder derzeit 

nicht ausdrücklich aus. § 12 sieht allgemein vor, dass eine Verbandsumlage von den 

Verbandsmitgliedern erhoben wird, wenn die übrigen Einnahmen und Entgelte nicht ausreichen. Eine 

dauerhaft rechtssichere Begrenzung des finanziellen Risikos für Landkreis und Gemeinden setzt 

deshalb voraus, dass die Finanzierungssystematik, die Verteilungsschlüssel und gegebenenfalls 

ergänzende Kostenübernahmevereinbarungen vor dem endgültigen Vollzug eindeutig geregelt werden.
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Die Grundlagen für die Bemessung der Verbandsumlage sind nach § 8 Abs. 2 Nr. 5 GKG-LSA in der 

Verbandssatzung zu bestimmen.

3. Besetzung der Zweckverbandsversammlung und Stimmrechte

Nach dem derzeitigen Satzungsentwurf sind sieben Verbandsmitglieder vorgesehen: die Stadt Genthin,

die Stadt Jerichow, die Gemeinde Elbe-Parey, der Landkreis Jerichower Land sowie die German 

Hygiene Liquids GmbH, die Sinarmas Cepsa Deutschland GmbH und die inprotec GmbH.

Jedes Verbandsmitglied entsendet einen Vertreter und einen Stellvertreter. Da der Satzungsentwurf 

keine Mehrstimmenregelung vorsieht, verfügt jedes Verbandsmitglied über eine Stimme. Damit 

entfallen vier Stimmen auf kommunale Mitglieder und drei Stimmen auf die privaten Unternehmen. Der 

Verbandsgeschäftsführer gehört der Verbandsversammlung mit beratender Stimme an.

Diese Struktur entspricht § 6 Abs. 1 GKG-LSA, wonach die Kommunen sowohl die Mehrheit der 

Verbandsmitglieder als auch die Mehrheit der Stimmen in der Verbandsversammlung stellen müssen. 

Beschlüsse werden grundsätzlich mit einfacher Mehrheit gefasst, soweit Gesetz oder Satzung nichts 

Abweichendes bestimmen. Änderungen des Mitgliederbestandes und die Auflösung des 

Zweckverbandes bedürfen mindestens einer Zweidrittelmehrheit der satzungsmäßigen Stimmen und 

zusätzlich der Mehrheit der Verbandsmitglieder.

4. Verbandsgeschäftsführer, Konditionen und weiteres Personal

Der Satzungsentwurf sieht einen hauptberuflich tätigen Verbandsgeschäftsführer vor. Dieser wird von 

der Verbandsversammlung für sieben Jahre gewählt und durch Vertrag angestellt. Die Stelle ist 

grundsätzlich öffentlich auszuschreiben.

Konkrete Vergütungskonditionen sind im Satzungsentwurf noch nicht festgelegt. Ebenso ist 

gegenwärtig keine verbindliche Anzahl weiterer Beschäftigter festgeschrieben. Der 

Verbandsgeschäftsführer soll nach § 9 des Satzungsentwurfs über die Einstellung, Eingruppierung und 

Entlassung der Beschäftigten entscheiden. Zudem kann sich der Zweckverband zur Aufgabenerfüllung 

geeigneter Dritter bedienen.

Die Personalaufwendungen sind aus dem Wirtschaftsplan des Zweckverbandes zu finanzieren und 

damit Bestandteil des noch festzulegenden Gesamtfinanzierungskonzeptes.

5. Einbringung von Vermögen; Übertragungsweg und steuerliche Risiken

Nach dem derzeitigen Konzept ist kein pauschaler Eigentumsübergang sämtlicher Infrastruktur auf den 

Zweckverband vorgesehen. Die Beschlussvorlage beschreibt vielmehr eine langfristige Übertragung 

der für die Aufgabenwahrnehmung notwendigen Infrastruktur, insbesondere über Erbbaurechts- 

beziehungsweise Nutzungsmodelle. Auch die gemeinsame Interessenbekundung nennt die Bestellung 

eines Erbbaurechts und die Nutzung der erforderlichen Grundstücke und Infrastrukturanlagen als 

Gegenstand der weiteren Abstimmungen.

Welche Grundstücke, Leitungen, Straßen, Anlagen und sonstigen Vermögensgegenstände konkret 

einbezogen werden, zu welchen Werten dies erfolgt und welche Gegenleistungen vorgesehen sind, ist 

in den noch abzuschließenden Verträgen festzulegen.

Die steuerlichen Auswirkungen können erst auf Grundlage der konkreten Vermögensgegenstände und 

der gewählten Vertragsgestaltung abschließend beurteilt werden. Vor Vollzug der einzelnen 

Übertragungs-, Erbbaurechts- oder Nutzungsverträge sind daher insbesondere mögliche 

grunderwerbsteuerliche, umsatzsteuerliche und ertragsteuerliche Folgen zu prüfen. Die Tragung 

etwaiger Steuern und Nebenkosten ist in den jeweiligen Verträgen eindeutig zu regeln.

6. Intentionen von Elbe-Parey und Jerichow

Die Gemeinde Elbe-Parey und die Stadt Jerichow haben gemeinsam mit der Stadt Genthin, dem 

Landkreis Jerichower Land und den beteiligten Unternehmen die gemeinsame Interessenbekundung 

zur Gründung des Zweckverbandes unterzeichnet.
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Die dort benannten Ziele sind insbesondere die dauerhafte Sicherung der Funktions- und 

Betriebsfähigkeit des Chemieparks, die Sicherung, der Betrieb und die Weiterentwicklung der 

notwendigen Infrastruktur, die Ermöglichung von Investitionen, die Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit 

der Unternehmen, die Sicherung bestehender Arbeitsplätze sowie die Unterstützung weiterer 

Unternehmensansiedlungen. Die Beteiligung von Elbe-Parey und Jerichow ist damit Bestandteil eines 

gemeinsamen regionalen Ansatzes zur Sicherung und Weiterentwicklung des Wirtschafts- und 

Industriestandortes.

7. Weitere kommunale Interessenten

Zum derzeitigen Gründungsstand sind neben der Stadt Genthin, der Stadt Jerichow, der Gemeinde 

Elbe-Parey und dem Landkreis Jerichower Land keine weiteren kommunalen Gründungspartner im 

Satzungsentwurf oder in der gemeinsamen Interessenbekundung benannt.

Ein späterer Beitritt weiterer geeigneter Verbandsmitglieder ist grundsätzlich möglich. Hierfür wären die 

satzungsmäßigen und gesetzlichen Voraussetzungen zu erfüllen; insbesondere wäre eine Änderung 

des Mitgliederbestandes mit der erforderlichen qualifizierten Mehrheit und der kommunalaufsichtlichen 

Genehmigung notwendig.

8. Rolle von QSG und TGZ

Die QSG hat in der bisherigen Standortstruktur eine wesentliche Funktion. Sie stellte einen Teil der 

Infrastruktur-Assets bereit und übernahm alle Aufgaben der Standortbetreuung. Die heutige Verteilung 

der gemeinsam genutzten Infrastruktur auf verschiedene Eigentümer und die Vielzahl privatrechtlicher 

Nutzungsverhältnisse sind wesentliche Gründe für die beabsichtigte Neuordnung.

Die QSG ist im derzeitigen Satzungsentwurf nicht als Verbandsmitglied vorgesehen. Sie ist bereit die in

ihrem Eigentum stehende Infrastruktur dem Zweckverband langfristig per Erbbaupachtvertrag zu 

überlassen sowie gegebenenfalls, wenn von der Mitgliederversammlung des Zweckverbandes 

mehrheitlich gewünscht, weiterhin als Standordbetreiber einzelne Dienstleistungen zu erbringen.

Das Technologie- und Gründerzentrum Jerichower Land ist weder im Satzungsentwurf noch in der 

gemeinsamen Interessenbekundung als Verbandsmitglied vorgesehen. Aus dem derzeitigen 

Gründungsmodell ergeben sich für das TGZ daher keine Stimmrechte, keine Aufgaben oder 

Finanzierungsverpflichtungen.

9. Ausscheiden eines kommunalen oder wirtschaftlichen Partners; Folgen für die 

Lastenverteilung

Ein Ausscheiden aus dem Zweckverband ist nach dem Satzungsentwurf nicht kurzfristig oder einseitig 

ohne weitere Abwicklung möglich. Ein Verbandsmitglied muss den Austritt schriftlich beantragen. Das 

Ausscheiden soll grundsätzlich zum Ende des nachfolgenden Kalenderjahres erfolgen und setzt unter 

anderem die erforderliche kommunalaufsichtliche Genehmigung sowie einen schriftlichen Vertrag über 

die Abwicklung des Austritts voraus. Das Recht zur Kündigung aus wichtigem Grund bleibt unberührt.

Eine Änderung des Mitgliederbestandes bedarf nach Satzung und § 14 GKG-LSA einer Mehrheit von 

mindestens zwei Dritteln der satzungsmäßigen Stimmen der Verbandsversammlung sowie der 

Mehrheit der Verbandsmitglieder.

Nach einem Ausscheiden eines Wirtschaftspartners wäre der Finanzierungs- und Verteilungsschlüssel 

neu festzusetzen. Der derzeitige Satzungsentwurf enthält keine feste Regelung, wonach der 

Kostenanteil eines ausscheidenden Mitglieds automatisch und ausschließlich von bestimmten 

verbleibenden Mitgliedern übernommen wird. Die finanziellen Folgen müssen deshalb im Rahmen der 

Austrittsvereinbarung und der künftigen Wirtschaftsplanung geregelt werden.

Bei einem Ausscheiden eines kommunalen Mitgliedes ist außerdem zwingend zu prüfen, ob die 

gesetzliche Vorgabe des § 6 Abs. 1 GKG-LSA weiterhin erfüllt ist, wonach die Kommunen die Mehrheit 

der Verbandsmitglieder und die Mehrheit der Stimmen in der Verbandsversammlung stellen müssen.
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Die Gründung des Zweckverbandes verfolgt das Ziel, die gemeinsam genutzte Infrastruktur des 

Chemieparks langfristig verlässlich zu organisieren und weiterzuentwickeln. Zugleich ist es 

nachvollziehbar und erforderlich, dass die finanziellen und rechtlichen Folgen für die kommunalen 

Mitglieder vor der endgültigen Gründung transparent und belastbar geregelt sind. Die von Ihnen 

angesprochenen Punkte werden daher im weiteren Gründungs- und Genehmigungsverfahren 

entsprechend berücksichtigt.

Mit freundlichen Grüßen

Dr. Steffen Burchhardt

Landrat

Grundlagen des Entwurfs

• Beschlussvorlage 01/161/26 „Gründung Zweckverband Chemiepark Genthin“, Landkreis Jerichower Land, 24.08.2026

• Entwurf der Zweckverbandssatzung „Chemiepark Genthin“ (Anlage zur Beschlussvorlage 01/161/26)

• Gemeinsame Interessenbekundung zur Gründung des Zweckverbandes „Chemiepark Genthin“

• Gesetz über kommunale Gemeinschaftsarbeit des Landes Sachsen-Anhalt (GKG-LSA), insbesondere §§ 6–8, 11, 13 und 14




